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(Vizepräsident Andreas Gram) 

Linke, Grüne und die Piratenfraktion. Wer ist dagegen? – 
Das sind SPD  

[Joachim Esser (GRÜNE): Ein Partei,  
die diese Stadt führen will!] 

und CDU. Damit ist der Antrag abgelehnt. 

[Unruhe] 

Meine Damen und Herren! Jetzt habe ich das Wort, nicht 
dazwischenbrüllen! 
 
Ich komme nun zu  

lfd. Nr. 6: 

Gesetz über das Verbandsklagerecht für 
Tierschutzvereine 

Beschlussempfehlung des Ausschuss für Verfassungs- 
und Rechtsangelegenheiten, Verbraucherschutz, 
Geschäftsordnung vom 27. Februar 2013 
Drucksache 17/0862 

zum Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Drucksache 17/0549 

Zweite Lesung 

Ich eröffne die zweite Lesung und schlage vor, die Ein-
zelberatung der zwei Artikel miteinander zu verbinden – 
und höre hierzu keinen Widerspruch. Ich rufe also auf die 
Überschrift und die Einleitung sowie die Artikel I und II 
der Drucksache 17/0549. Hier stehen wieder pro Fraktion 
fünf Minuten Redezeit zur Verfügung. Es beginnt die 
Kollegin Hämmerling für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. – Ich erteile Ihnen das Wort, bitte sehr! 
 

Claudia Hämmerling (GRÜNE): 

Meine Damen und Herren! Herr Präsident! – Da kommt 
Herr Senator Heilmann, alles wird gut! – Ich will Ihnen 
an einem Beispiel deutlich machen, wofür wir das Ver-
bandsklagerecht für anerkannte Tierschutzverbände brau-
chen. Wir haben in Berlin einen Zoo und einen Tierpark, 
und beide liegen jeweils in unterschiedlichen Bezirken 
und unterstehen unterschiedlichen Amtstierärzten. Die 
entscheiden in der selben Sache heutzutage völlig unter-
schiedlich. Der Zoochef betreibt in beiden Zoos Inzest-
zucht. 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 

Frau Kollegin Hämmerling! Darf ich Sie einen Moment 
unterbrechen. – Meine Damen und Herren! Wenn es 
etwas zu besprechen gibt, bitte ich rauszugehen oder sich 
hinzusetzen. Wir haben hier eine Rednerin, und sie hat 
das Recht, dass wir ihr zuhören!  

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Beifall von Joachim Krüger (CDU)] 

– Bitte schön! 
 

Claudia Hämmerling (GRÜNE): 

Das ist sehr freundlich, Herr Präsident! – Die Amtstier-
ärzte in beiden Bezirken entscheiden also in der selben 
Sache völlig unterschiedlich. Der Zoochef betreibt im 
Zoo und im Tierpark Inzestzucht, und Sie wissen ja, bei 
Menschen ist Inzest ein Straftatbestand, weil damit ein 
sehr hohes Risiko an gesundheitlichen oder Erbgutschä-
den verbunden ist. Das ist auch bei Tieren so. Das Vete-
rinäramt in Mitte geht folgerichtig gegen diesen Inzest im 
Zoo vor, das Veterinäramt in Lichtenberg dagegen er-
laubt die Inzestzucht. Eine Behörde entscheidet also 
falsch, und, Herr Senator Heilmann, Sie sagen dazu: Ich 
bin nicht zuständig – und da haben Sie formal sogar 
recht, das stimmt. Es gibt aber ein Tierschutzgesetz, und 
es gibt ein Grundgesetz, in dem der Tierschutz verankert 
ist. Eine Handhabe gegen staatlich tolerierte Tierquälerei 
gibt es bis heute nicht. 
 
Meine Damen und Herren! Wenn Sie den Tierschutz 
ernst nehmen, wenn Sie es damit ernst meinen, dann 
müssen Sie das Verbandsklagerecht in Berlin einführen! 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Beifall von Simon Kowalewski (PIRATEN)] 

Wir wollen das Verbandsklagerecht für Tierschutzver-
bände. Tiere können eben nicht gegen falsche Verwal-
tungsentscheidungen vor Gericht ziehen, die können sich 
nicht wehren. Mit einem Klagerecht für anerkannte Tier-
schutzverbände können wir das ändern. Weil nur diese 
anerkannten Verbände ein Klagerecht bekommen, wird es 
auch nicht die große Klageflut und die Belastungen der 
Verwaltungsgerichte geben, die Sie an die Wand malen. 
Wir wissen das aus dem Naturschutzrecht, dort gibt es 
vergleichbare Regelungen, aber eben diese Belastungen 
nicht. Wir wissen es aus Bremen, dort gibt es das Ver-
bandsklagerecht, dort gibt es keine Klageflut. Die Ver-
bände verhalten sich da sehr verantwortungsvoll. 

 
Meine Damen und Herren von SPD und CDU! Ich finde, 
es ist ein Armutszeugnis, dass Sie den Tieren dieses 
wichtige Recht verweigern. Auch Ihre anderen Argumen-
te gegen unseren Gesetzesvorschlag sind nicht stichhaltig. 
Sie erklären, ein Verbandsklagerecht sei nur auf Bundes-
ebene sinnvoll, und ein bisschen recht haben Sie sogar, 
das Verbandsklagerecht auf Bundesebene wäre natürlich 
der Königsweg. Allerdings wäre es auf Landesebene die 
zweitbeste Lösung, die jetzt mittlerweile sieben Bundes-
länder entweder gerade durchsetzen oder bereits einge-
führt haben. Deswegen stimmt auch Ihr Argument nicht, 
dass das Prozessrecht durch einen Alleingang von Berlin 
durcheinandergewirbelt werden würde, wenn sieben 
Länder das schon in Arbeit bzw. eingesetzt haben, denn 
dann spielt Berlin da keine Sonderrolle, sondern ist ein 
Bundesland von vielen.  
 
Berlin bleibt – weil Sie es so wollen – ohne Verbandskla-
gerecht. Das ist die allerschlechteste Variante, und die 
Verantwortung dafür tragen Sie, meine Damen und Her-
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ren von SPD und CDU! Sie machen sich Sorgen, sagen 
Sie, um den Wissenschafts- und Forschungsstandort 
Berlin, wenn wir das Verbandsklagerecht einführen. Das 
irritiert mich, denn damit unterstellen Sie ja indirekt, dass 
die Tierversuchsforschung und die Wissenschaft in Berlin 
gegen das Tierschutzgesetz verstoßen. Sind Sie wirklich 
der Meinung, dass hier Tiere in Tierversuchen grundlos 
gequält, grundlos getötet werden? Tolerieren Sie dann 
Gesetzesverstöße im Interesse von Wissenschaft und 
Forschung? Das wäre in der Tat ungeheuerlich, und ich 
bitte Sie, wenn Sie jetzt zu dem Thema reden, sich dazu 
zu erklären! 

[Beifall bei den GRÜNEN] 

Lieber Herr Senator Heilmann! In Ihrer Stellungnahme zu 
unserem Gesetzesantrag monieren Sie, dass es sich ledig-
lich um eine Feststellungsklage handelt und dass damit 
nur künftiges tierschutzrechtliches Verwaltungshandeln 
beeinflusst werden kann.  
 

Vizepräsident Andreas Gram: 

Sie müssen zum Ende kommen, Frau Kollegin! 
 

Claudia Hämmerling (GRÜNE): 

Das ist mein Schlusssatz! – Wir haben nichts dagegen, 
wenn Sie Ihre eigenen, weitergehenden Vorschläge zu 
diesem Gesetzentwurf durch Änderungsanträge einflie-
ßen lassen, denen werden wir gerne zustimmen. Ansons-
ten bitte ich um Zustimmung unseres Gesetzentwurfes! 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Beifall von Simon Kowalewski (PIRATEN)] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 

Danke schön, Frau Kollegin! – Für die Fraktion der SPD 
hat jetzt der Kollege Buchholz das Wort. – Bitte schön, 
Herr Kollege Buchholz! 
 

Daniel Buchholz (SPD): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Meine Damen, meine 
Herren! Verehrte Kollegin Hämmerling! Wir sprechen 
nicht zum ersten Mal über das Verbandsklagerecht, das 
wissen Sie. Wir hatten das Thema bereits in der letzten 
und der vorletzten Legislaturperiode, und ich bitte doch 
eins zu unterlassen: zu unterstellen, dass, wenn jemand 
den Antrag ablehnt, den Sie in dieser speziellen Form 
vorlegen, er die Rechte von Tieren verneinen würde oder 
meinen würde, dass ein Verbandsklagerecht per se etwas 
Falsches oder Schlimmes wäre. Das ist nicht der Fall.  
 
Wir als SPD-Fraktion haben aber – gemeinsam mit der 
Linksfraktion – sowohl 2006 als auch 2009 sehr sorgfäl-
tig abgewogen, was sinnvoll, was nicht sinnvoll in Geset-
zesform zu gießen ist. Wir bleiben ganz klar bei der Hal-
tung, die Sie schon kennen. Es geht darum, ob es auf 

Landesebene sinnvoll ist, das, was Sie ganz speziell für 
das Land Berlin als Gesetzesvorschlag einbringen, zu 
beschließen, oder ob es nicht viel sinnvoller ist – und das 
ist unsere grundsätzliche Haltung, und da bitte ich Sie, 
zusammen mit dem Land Berlin und allen, die Sie auf 
Bundesebene dafür begeistern können –, endlich auf der 
Bundesebene ein einheitliches Verbandsklagerecht für 
Tierschutzvereine zu beschließen, denn das wäre die 
richtige Lösung, die wir in Deutschland brauchen! 

[Beifall bei der SPD] 

Viele sind nicht mehr da, die klatschen können, aber 
immerhin, einige leben noch und können sich beteiligen, 
das freut mich! 

[Heiterkeit] 

Es ist eben nicht so einfach, verehrte Kollegin Hämmer-
ling, zu behaupten, dass Berlin mit dem von Ihnen vorge-
legten Gesetzesvorschlag alle Probleme beseitigen würde. 
Es geht tatsächlich um eine Feststellungsklage. Sie sug-
gerieren Tierschützerinnen und Tierschützern, sie könn-
ten in dem Moment, wo es einen Konflikt gibt – z. B. bei 
einem Zirkus, der in einem bestimmten Bezirk ist, wo 
man etwas kontrollieren soll, oder bei dem von Ihnen 
angesprochenen Tierpark und Zoo – sofort Verwaltungs-
handeln anregen, um etwas sofort zu kontrollieren. Das 
schaffen Sie mit der Feststellungsklage nicht. Sie können 
damit im Nachhinein Verwaltungshandeln von einem 
Verwaltungsgericht überprüfen lassen, und das ist eine 
andere Qualität, als von vorneherein sagen zu können, es 
gibt ein echtes Klagerecht durch einen Verband. Das ist 
ein elementarer Unterschied, und das wissen Sie. Das 
unterscheidet sich auch von Planungsverfahren, von dem, 
wo z. B. Naturschutzverbände, Wohlfahrtsverbände bei 
anderen Dingen beteiligt werden. Das ist substanziell 
etwas Anderes. 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Hämmer-
ling? 
 

Daniel Buchholz (SPD): 

Ich würde gern erst mal ausführen, das können wir gerne 
etwas später machen. – Das wissen Sie, und Sie wissen 
auch, dass das Land Berlin an vielen Stellen wirklich 
vorbildlich ist, was den Tierschutz angeht. Wir haben hier 
einen Tierschutzbeauftragten – von der letzten Landesre-
gierung eingerichtet, Senator Heilmann. Jetzt haben wir 
mit Herrn Dr. Spielmann einen neuen. Ich möchte an 
dieser Stelle die Gelegenheit nutzen, dem ehemaligen, 
wirklich sehr aktiven und an jeder Stelle rührigen, immer 
erreichbaren Dr. Lüdcke, der jahrelang eine ganz tolle 
Arbeit gemacht hat für die Menschen, die sich für den 
Tierschutz engagieren, und für die Tiere in der Stadt, 
ausdrücklich zu danken. Herr Dr. Lüdcke! Das war eine 
wirklich tolle Arbeit, vielen Dank! 

[Allgemeiner Beifall] 
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Wir haben also einen Tierschutzbeauftragten, der auch 
wirklich etwas tut, der dem Senator auch wirklich auf die 
Füße treten, Verwaltungshandeln anregen kann. Wir 
haben, und das wissen Sie auch, eine Tierversuchskom-
mission, die – im Gegensatz zu anderen Bundesländern – 
z. B. mehrfach mit Tierschützern besetzt ist. Wir haben 
dort explizit eine Ethikerin, einen Ethiker reingesetzt. Das 
war ein Beschluss der letzten Koalition. Das haben ande-
re Bundesländer nicht. Auch da stellt sich die Frage: Ist 
es sinnvoll, so etwas in andere Bundesländer zu verla-
gern, wo es diese Leute nicht gibt, die auch kritisch rauf-
schauen? Ist das sinnvoll? Ist das auch im Interesse der 
Tiere, wo Sie uns unterstellen, wir wären nicht auf deren 
Seite? Wir haben auch einen Tierschutzpreis ausgelobt. 
Auch den gibt es jährlich, wie Sie wissen, und das funkti-
oniert auch.  
 
Also an der Stelle: Berlin zeigt Flagge, zeigt Engage-
ment, und wir zeigen eben auch, dass wir dieses Ver-
bandsklagerecht an vielen Stellen in der Form, wie Sie es 
vorschlagen, schlichtweg in Berlin nur als Berliner Ge-
setz, nicht brauchen. Wofür wir sehr kämpfen – und da 
hoffe ich, mit Ihnen zusammen –, dass dann auch eine 
andere Bundesregierung ab Oktober 2013 sagt: Jawohl, 
ein Verbandsklagerecht für die Tierschutzverbände müs-
sen wir auf Bundesebene einführen. – Dafür sollte, glau-
be ich, eine rot-grüne Bundesregierung werben und dann 
auch Mehrheiten finden können, denn das steht dann auch 
in den Beschlüssen. Das wäre doch ein sehr sinnvoller 
Aspekt. – Jetzt, bitte schön, die Frage! Jetzt passt es. 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 

Bitte schön, Frau Kollegin! 
 

Claudia Hämmerling (GRÜNE): 

Ja, schönen Dank, Herr Präsident! – Herr Buchholz! Sie 
sagten, die Art des Gesetzes, die wir eingebracht haben, 
die würde Ihnen nicht zusagen, Sie hätten da gerne was 
anderes. Warum machen Sie keine Änderungsvorschlä-
ge? Warum bringen Sie keinen eigenen Gesetzentwurf? 
 

Daniel Buchholz (SPD): 

Frau Hämmerling! Es geht darum: Können wir mit einem 
Berliner Landesgesetz Bundesrecht schaffen? – Die Ant-
wort ist: Leider nein! – Das möchten wir vielleicht gerne 
als Bundeshauptstadt, aber so weit gehen unsere legislati-
ven Befugnisse nicht. Das wissen Sie. Wir müssen es 
schaffen, auf Bundesebene diese Allianz für den Tier-
schutz hinzubekommen. Mit Ihrer Frage zeigen Sie auch 
wieder, dass Sie das doch letztlich auch so sehen. Sie 
wollen von Berlin aus ein Zeichen setzen. Ich sage Ihnen, 
mit dem, was ich auch vorher ausführen konnte, wir sind 
sehr weit, wir sind, glaube ich, an vielen Stellen vorbild-
lich für andere Bundesländer. Da können wir gemeinsam 
mit einer anderen Bundesregierung auch andere Mehrhei-
ten nutzen, um dann zu sagen: Verbandsklagerecht auf 

der Bundesebene, sehr gerne und dann auch sehr wir-
kungsvoll in der Umsetzung! – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit! 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 

Danke, Herr Kollege Buchholz! – Für die Fraktion Die 
Linke hat jetzt die Kollegin Platta das Wort. – Bitte sehr! 
 

Marion Platta (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Buch-
holz hat es ja schon gesagt, wir beschäftigen uns hier im 
Parlament nicht erst seit September 2012 mit diesem 
Thema, sondern haben uns auch schon in der letzten 
Legislaturperiode damit beschäftigt. Die Auffassung der 
Linken hat sich in den Jahren nicht verändert. Folgerich-
tig könnte ich jetzt die Rede von 2009 halten. Das tue ich 
natürlich nicht, aber ich möchte trotzdem auf die zwei 
wichtigsten Punkte hinweisen:  
 
Erstens: Ein Verbandsklagerecht als Feststellungsklage 
für fehlerhafte Verfahren trägt nicht unmittelbar zur Ret-
tung von Tieren und zur Abminderung von Tierleid bei, 
da es um eine Analyse von abgeschlossenen Maßnahmen 
und Genehmigungen geht.  
 
Und zweitens: Die Linke setzt sich – es ist ja auch schon 
angesprochen worden – weiterhin dafür ein, ein bundes-
weites einheitliches Verbandsklagerecht zu erhalten, auch 
die Mitwirkung von anerkannten Tierschutzvereinen in 
solchen Kommissionen und Beiräten zu stärken, wie dies 
in Ihrem Antrag schon steht. Das schließt natürlich auch 
ein, dass eine breite Informationsebene dort vorhanden 
ist, weil letztendlich wir auch als Abgeordnete immer 
wieder die Erfahrung machen: Ohne entsprechende In-
formation und Mitwirkungsrechte kann man keine Ent-
scheidung richtig treffen. 
 
Seit September 2012, dem Zeitpunkt der Gesetzesein-
bringung durch die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat 
sich einiges auch beim Tierschutz getan. Der Bundestag 
hat monatelang über ein Gesetz gestritten. Das Dritte 
Gesetz zur Änderung des Tierschutzgesetzes ist noch am 
Ende des vergangenen Jahres beschlossen worden. Alle, 
die dafür gekämpft haben, dass ein einheitliches Ver-
bandsklagerecht Eingang in dieses Bundesgesetz findet, 
wurden für ihren langen Kampf nicht belohnt. Die 
CDU/CSU-Fraktion nebst FDP hat die Mitgeschöpfe den 
wirtschaftlichen Interessen der Pharmalobby und der 
fleischverarbeitenden Industrie überlassen und pflegt 
weiterhin – gerne sicherlich – alte Rituale wie den 
Schenkelbrand bei Pferden oder das kostenoptimierte 
Kastrieren von Ferkeln ohne Betäubung. 
 
Die in der Anhörung zur Novellierung des Tierschutzge-
setzes auch von Sachverständigen vorgebrachte Not-
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wendigkeit des Verbandsklagerechts als ein wichtiges 
neues Instrument, auch um die öffentliche Wahrnehmung 
des Tierschutzes zu befördern, fand keinen Eingang in 
das Bundesgesetz. 
 
Kann da also ein Landesgesetz Abhilfe schaffen? – Wir 
haben uns mit den Erfahrungen aus Bremen, dem Bun-
desland, das sich in Ermangelung der bundeseinheitlichen 
Regelung und der gescheiterten Bundesratsinitiative von 
2007 – in der Zeit haben wir auch hier darüber gespro-
chen – für ein Landesgesetz entschieden hat, beschäftigt 
und auseinadergesetzt. Das Ergebnis ist leider, wie erwar-
tet, ernüchternd. Dort stellt schon die Anerkennung von 
klageberechtigten Verbänden ein Problem dar. Wesentli-
cher ist für uns noch: Auf ein Untätigbleiben der Landes-
behörden bei Tierwohlgefährdungsverdacht kann mit 
dieser Klageform eben nicht eingegangen werden. Da es 
ein Landesgesetz ist, sind zudem Klagen gegen Bundes-
behörden, die ebenso Entscheidungen treffen, nicht mög-
lich, gänzlich ausgeschlossen. 
 
Sei es drum! Die Linke wird heute nicht gegen den An-
trag stimmen, sich vielmehr enthalten und weiter an einer 
bundeseinheitlichen Lösung arbeiten, um endlich zu 
Möglichkeiten von Anfechtungs- und Verpflichtungskla-
gen für Verbände zu kommen, denn das sind die eigentli-
chen, die nachher auch bei den Tieren zur Wirkung 
kommen können. Hier auf Landesebene erinnere ich an 
unsere bisher noch im Ausschuss schmorenden Anträge 
zur Einrichtung eines Tierschutzbeirats und zur aus-
kömmlichen Ausstattung der amtlichen Tiersammelstelle. 
Ich hoffe, dass sich die Ausschüsse oder zumindest der 
eine bald damit beschäftigen wird. Für mehr Tierschutz 
braucht es bessere Lösungsansätze. Die Linke arbeitet 
daran. Sie steht für das in der Berliner Verfassung veran-
kerte Ziel: Tiere sind als Lebewesen zu achten und vor 
vermeidbaren Leiden zu schützen. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der LINKEN – 
Beifall von Philipp Magalski (PIRATEN)] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 

Danke, Frau Kollegin Platta! – Für die Fraktion der CDU 
hat jetzt der Kollege Herrmann das Wort. – Bitte sehr! 
 

Alexander J. Herrmann (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vieles ist 
schon gesagt worden, einiges möchte ich wiederholen, 
anderes auch noch mal neu in die Begründung einfließen 
lassen. Die Grünen sind ja mit ihren Anträgen geradezu 
Wiederholungstäter, haben sie doch einfach an dieser 
Stelle ihren alten Antrag zum Verbandsklagerecht – Sie 
haben es ja schon gehört – nach fünf Jahren wieder aus-
gegraben oder – man könnte auch sagen – abgeschrieben, 
auch das ja nicht zum ersten Mal. 

[Katrin Schmidberger (GRÜNE): Warum wohl?] 

Nachdem die Bundesratsinitiative gescheitert war, er-
reichte die politische Diskussion über die Einführung 
einer Tierschutzverbandsklage vor einigen Jahren die 
Landesparlamente, im Oktober 2007 dann auch das Ber-
liner Abgeordnetenhaus. Genau betrachtet, hat sich in den 
letzten fünf Jahren wenig an dieser Stelle geändert. Neu 
ist nur, dass Bremen das Verbandsklagerecht eingeführt 
hat. Über die Probleme in Bremen hat die Kollegin Platta 
ja eben berichtet. Das erspare ich Ihnen. 
 
In meiner juristischen Ausbildung habe ich seinerzeit 
gelernt, dass das Verfahrensrecht darauf angelegt ist, 
Popularklagen zu verhindern und so die Gerichte vor 
einer Prozessflut zu bewahren. Der Großteil der Verwal-
tungsjuristen – gerade die an den Verwaltungsgerichten 
beschäftigten Richter – sieht daher eine Ausweitung der 
Klagebefugnisse denn auch überaus kritisch. Diese Kritik 
teile ich, insbesondere auch im Hinblick auf die einschlä-
gigen Erfahrungen im Bereich Naturschutz. 
 
Für die Durchsetzung des Tierschutzes bedarf es – auch 
das ist hier schon mehrfach gesagt worden – auch aus 
unserer Sicht zusätzlich zur bestehenden Gesetzeslage 
überhaupt keines Verbandsklagerechts. Das deutsche 
Tierschutzrecht gilt vielmehr heute schon weltweit als 
eines der strengsten. Damit sind im Bereich der tierexpe-
rimentellen Forschung rechtlich klare und ausreichende 
Bestimmungen zur Gewährleistung des Tierschutzes 
vorgegeben. 

[Philipp Magalski (PIRATEN): Das ist falsch!] 

Eine Verbesserung des Tierschutzes würde sich durch die 
Einführung des Verbandsklagerechts gerade nicht einstel-
len. Mit dem von den Grünen in ihrem Antrag gewählten 
Instrument der Feststellungsklage ist zudem das ange-
strebte Ziel tatsächlich überhaupt nicht zu erreichen. Erst 
nach einer Handlung oder einem Experiment, das heißt 
nachträglich, könnte festgestellt werden, ob sie rechtmä-
ßig gewesen ist oder eben auch nicht. Die Tiere wären 
dadurch aber ganz augenscheinlich nicht mehr zu retten. 
Auch eine präjudizielle Wirkung für künftiges Verwal-
tungshandeln würde sich im Hinblick auf die behördliche 
Ermessensausübung hierdurch nicht ergeben. Das Gesetz 
hätte daher letztlich einen rein appellativen Charakter. 
Das ist zu wenig. 
 
Im Übrigen wirken gemäß § 15 des Tierschutzgesetzes 
die Tierschutzverbände bereits heute bei der Genehmi-
gung von Tierversuchen in den Kommissionen mit, wes-
halb ein Verbandsklagerecht für uns in diesem Bereich 
auch sachlich nicht zu begründen ist. 
 
Die Einführung der Verbandsklage für die Tierschutzver-
bände und -vereine würde zudem für die tierexperimen-
telle Forschung gravierende praktische Erschwernisse mit 
sich bringen. Denn nach Einreichung einer Klage müsste 
ein Versuch sofort beendet und zunächst beurteilt wer-
den. Er könnte gegebenenfalls erst nach einem jahrelan-
gen Prozess wieder aufgenommen werden. 
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[Claudia Hämmerling (GRÜNE): Das ist  
doch Unsinn!] 

Betroffene Forscher würden deshalb wohl in nicht weni-
gen Fällen gezwungen sein – wenn man mal den Gedan-
ken weiterspinnt und sagt: nicht nur die Feststellungskla-
ge –, sich notgedrungen nach einem besseren Standort als 
Berlin für ihre wissenschaftlichen Arbeiten umzusehen. 
 
Innovative Grundlagenforschung und die Ausbildung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses im Bereich der Biome-
dizin würden hierdurch auch stark behindert werden. Der 
Wissenschafts- und Forschungsstandort Berlin würde in 
erheblicher Weise geschwächt werden und bei einer Lö-
sung in Berlin wichtiges Know-how ganz klar in die 
umliegenden Bundesländer abwandern. 
 
Aus den vorgenannten Gründen lehnt die CDU-Fraktion, 
lehne ich deshalb den Antrag auf Einführung eines Ver-
bandsklagerechts für Tierschutzvereine in Berlin ab. – 
Vielen Dank! 

[Beifall bei der CDU –  
Beifall von Daniel Buchholz (SPD) und 

Tom Schreiber (SPD)] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 

Vielen Dank, Kollege Herrmann! – Für die Piratenfrakti-
on erteile ich jetzt dem Kollegen Kowalewski das Wort. – 
Bitte sehr! 
 

Simon Kowalewski (PIRATEN): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Liebe Gäste! Wir haben jetzt zum ersten Mal 
dieses Thema in dieser Legislaturperiode im Plenum, 
nachdem es in der 29. Sitzung vertagt wurde, in zweiter 
Lesung, nachdem es auch im Rechtsausschuss zweimal 
vertagt wurde. Aber das war noch nicht alles. Ein ähnlich 
lautender Antrag wurde nicht nur 2009 abgelehnt, son-
dern auch 2006. Und jetzt haben wir wieder eine Be-
schlussempfehlung, die sagt: Ablehnen! Warum eigent-
lich?  
 
Wir haben bisher Verbandsklagen im Naturschutzrecht, 
im Behindertenrecht, im Wettbewerbsrecht, im Verbrau-
cherschutzrecht, sogar ein Verbandsklagerecht für Ge-
werkschaften ist im Gespräch. Und warum gibt es diese 
Verbandsklagerechte? – Die meisten, um Sammelklagen 
abzustellen, also gerade, um eine Klageflut von rechtsfä-
higen Betroffenen einzudämmen oder – und das ist viel 
wichtiger meiner Meinung nach – weil das betroffene 
Subjekt selbstständig nicht rechtsfähig ist. Die Natur 
kann eben nicht Klage erheben, deshalb machen das 
Naturschutzverbände. Tiere können auch nicht klagen. 
Somit haben wir hier ein deutliches Rechtsungleichge-
wicht. Gegen einschränkende Verwaltungsakte können 
die Tierausnutzer klagen. Wenn aber das einschlägige 

Tierschutzrecht nicht ausreichend angewendet wird, gibt 
es keinen sinnvollen Rechtsweg. Und die Ethikkommis-
sionen, die der Kollege Herrmann angesprochen hat, 
helfen auch nicht wirklich, weil sie eben überwiegend mit 
Vertretern der Tierausnutzer besetzt sind. 
 
Droht jetzt mit dem Verbandsklagerecht eine Klageflut? – 
Genauso so, wie es eine Flut von sinnlosen Klagen im 
Bereich des Verbraucherschutzes gibt: nämlich nicht. 
Tierschutzvereine, die übrigens durch Spenden finanziert 
werden und meistens noch nicht einmal besonders gut, 
müssen sinnvoll mit ihren Ressourcen umgehen. Klagen, 
die von vornherein aussichtslos sind, wird es also allein 
deswegen schon nicht geben. Die Behörden hingegen 
könnten eventuell etwas wachsamer werden, wenn sie 
davon ausgehen müssen, dass Entscheidungen künftig 
eben auch gerichtlich überprüft werden könnten. Arti-
kel 31 Abs. 2 der Berliner Verfassung sagt: Tiere sind als 
Lebewesen zu achten und vor vermeidbaren Leiden zu 
schützen. Diese schön Satz sollte, wie jeder andere in der 
Verfassung, eben durchsetzbar sein. 
 
Bremen hat – das haben wir gehört – das Verbandsklage-
recht seit 2007. In NRW, dem Land der Schweinemäster, 
wird es voraussichtlich nächsten Monat eingeführt; alle 
Zeichen stehen darauf. Schleswig-Holstein und Hamburg 
haben einen Gesetzentwurf in der Richtung aussichtsreich 
in der Beratung. In Baden-Württemberg und Rheinland-
Pfalz steht es im Koalitionsvertrag. Und Schwarz-Rot hat 
im Saarland selbst Anfang des Jahres einen entsprechen-
den Gesetzentwurf eingebracht. Es wird also gerade  
überall in Deutschland und quer durch alle politischen 
Lager, von der FDP jetzt einmal abgesehen, besser. 
 
Aber Berlin möchte gern weiter der Tierausbeutung die 
besten Rahmenbedingungen bieten. 

[Oliver Friederici (CDU): Das stimmt doch 
 überhaupt nicht! – 

Daniel Buchholz (SPD): Das ist jetzt 
 aber überzogen!] 

Die Frage ist natürlich: Wenn überall in Deutschland die 
Bedingungen für die Tierausbeuter schlechter werden, 
wollen wir hier bald in Berlin dann Legebatterien statt 
Kleingärten haben? 
 
Liebe Kollegen Herr Buchholz und Herr Herrmann! Sie 
winden sich deshalb – bei aller Hochachtung – ein wenig 
und begründen die Ablehnung Ihrer Fraktion mit Formal-
argumenten. Natürlich wäre eine weitergehende bundes-
einheitliche Lösung besser – bei der entsprechenden 
Abstimmung im Bundesrat hat sich Berlin ja enthalten –, 
aber der vorliegende Antrag würde eine solche eben nicht 
verhindern, sondern vielmehr befördern. Und – das geht 
jetzt an die SPD – wer sich hier in Berlin sperrt, der be-
kommt auch bei der Bundestagswahl keine Kekse. 

[Beifall von Claudia Hämmerling (GRÜNE)] 
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Frau Kollegin Platta! Ich hätte ja auch gern ein besseres 
Tierschutzgesetz, aber das hilft auch nur beschränkt viel, 
wenn wir ein Vollzugsdefizit haben und das nicht abstel-
len können. Wenn also Schwarz-Rot heute hier in Berlin 
das Tierschutzverbandsklagerecht ablehnt, ist das Thema 
damit eben nicht vom Tisch. 
 
Die Berliner Verfassung auch nach 22 Jahren und inzwi-
schen drei Anläufen weiter in dem Punkt zu missachten, 
ist traurig, es wird aber auf Dauer nicht möglich sein. Das 
Verbandsklagerecht wird dann eben wiederkommen und 
von der nächsten Koalition angenommen. – Vielen Dank! 

[Vereinzelter Beifall bei den PIRATEN – 
Beifall von Antje Kapek (GRÜNE) und 

Claudia Hämmerling (GRÜNE)] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 

Danke, lieber Herr Kollege Kowalewski! – Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Zu dem Gesetzesantrag 
Drucksache 17/0549 empfiehlt der Rechtsauschuss mehr-
heitlich gegen Grüne und Piraten bei Enthaltung Linke 
die Ablehnung. Wer dem Antrag dennoch zustimmen 
möchte, bitte ich um das Handzeichen. – Das sind Grüne 
und Piraten. Wer ist dagegen? – Das sind CDU und SPD, 
so weit ich sehe vollständig. Enthaltung der Linken ver-
mute ich? – Damit ist der Antrag abgelehnt.  
 
Wir kommen dann zu 

lfd. Nr. 6 A: 

Gesetz über Übersichtsaufnahmen zur Lenkung 
und Leitung des Polizeieinsatzes bei 
Versammlungen unter freiem Himmel und 
Aufzügen 

Dringliche Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
Inneres, Sicherheit und Ordnung vom 15. April 2013 
Drucksache 17/0936 

zur Vorlage – zur Beschlussfassung – 
Drucksache 17/0642 

Wird der Dringlichkeit widersprochen? – Das ist nicht 
der Fall. Ich eröffne die zweite Lesung und schlage vor, 
die Einzelberatung der vier Paragrafen miteinander zu 
verbinden – und höre hierzu keinen Widerspruch. 

[Benedikt Lux (GRÜNE): Erst die  
Rücküberweisung!] 

Also rufe ich auf die Überschrift und die Einleitung sowie 
die Paragrafen 1 bis 4 der Drucksache 17/0642. Auch hier 
wieder fünf Minuten pro Fraktion. Es beginnt die Frakti-
on Die Linke, und der Kollege Ta  steht schon in den 
Startlöchern. – Bitte schön! 

[Benedikt Lux (GRÜNE): Die Rücküberweisung in  
den Fachausschuss wurde beantragt!] 

Erst die Beratung oder gleich die Rücküberweisung? 

[Zurufe] 

Es wird also gleich die Rücküberweisung beantragt? – 
Gut! Wer stellt denn den Antrag? – Die Linke. 
 
Es ist hier gerade die Debatte entstanden, dass wir gleich 
über den Rücküberweisungsantrag der Fraktion Die Lin-
ke vom 7. März 2013 auf Beratung im – kurz gespro-
chen – Rechtsausschuss abstimmen. Wer dem Antrag auf 
Rücküberweisung der Gesetzesvorlage Drucksache 
17/0642 an den – kurz gesprochen – Rechts- und 
Verbraucherschutzausschuss zustimmen möchte, bitte ich 
um das Handzeichen. – Das sind Linke, Grüne und Pira-
ten. Wer ist dagegen? – Das sind SPD und CDU. Letzte-
res ist die Mehrheit. 

[Heiko Herberg (PIRATEN): Auszählen!  
Das sind doch weniger!] 

Dann beraten wir. 

[Heiko Herberg (PIRATEN): Das ist 
 so eine Farce!] 

Dann darf ich bitten, dass Kollege Ta  als Antragsteller 
als Erster das Wort ergreift. – Bitte sehr! 
 

Hakan Ta  (LINKE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! In seinen Interviews erklärt der Frakti-
onsvorsitzende der SPD Herr Saleh gerne, mit der CDU 
würde die SPD linke Politik hier in dieser Stadt machen. 
Ich würde gerne darüber lachen, wenn es nicht so traurig 
wäre. Ich möchte Ihnen, liebe SPD, anhand des Ver-
sammlungsrechts heute erklären, was tatsächlich linke 
Politik ist. 
 
Linke Politik ist, wenn man unbekümmert Versammlun-
gen als einen Gewinn für die Demokratie betrachtet. 
Linke Politik ist, wenn man alles tut, damit die Menschen 
ihr Grundrecht auf Versammlungsfreiheit uneinge-
schränkt wahrnehmen können. Linke Politik ist, wenn der 
Staat, also auch die Polizei, sich aus Versammlungen so 
weit wie möglich heraushält. Und linke Politik ist – die 
letzten zehn Jahre war es das auch –, bei Versammlungen 
die sogenannte Deeskalationsstrategie einzuführen, die 
genau dies bedeutet: ein zurückhaltendes Auftreten der 
Polizei, Offenheit und Transparenz und ein konsequentes 
Einschreiten nur dann, wenn wirklich Straftaten passie-
ren. 
 
Herr Saleh! Wenn Sie dieses Gesetz, das uns heute vor-
liegt, als linke Politik bezeichnen, dann ist das nichts 
anderes als Selbsttäuschung und ein Hohn für Ihre Wäh-
lerinnen und Wähler.  

[Beifall bei der LINKEN und den GRÜNEN – 
Vereinzelter Beifall bei den PIRATEN] 

Wahrscheinlich halten auch Sie sogar Wladimir Putin für 
einen lupenreinen Demokraten. Thomas Rogalla hat es in 
seinem Beitrag in „Berliner Zeitung“ von gestern richtig 


